
1. Marxistische Krisentheorie
Im Kapitalismus, dem Gesellschafts-
system in dem wir leben, sind die 
Produktionsmittel, die in den Händen 
der Kapitalisten konzentriert sind, von 
den Arbeitern, den eigentlichen Pro-
duzenten, getrennt. Die Arbeiter be-
sitzen nichts als ihre Arbeitskraft, und 
diese müssen sie an die Kapitalisten 
verkaufen, um im Austausch dafür 
Lohn, also Geld zum Kauf von Exis-
tenzmitteln, zu erhalten.
Im Laufe der Entwicklung des Ka-
pitalismus erlangt die Produktion 
immer mehr gesellschaftlichen Cha-
rakter. Das heißt, sie geht nur durch 
das Zusammenwirken vieler Tausend 
Arbeiter vonstatten. Die Ergebnisse 
der Produktion, die Produkte, werden 
aber von den Eigentümer der Produk-
tionsmittel, von den Kapitalisten, pri-
vat angeeignet. Diesen Widerspruch 
nennen Marxisten den Grundwider-
spruch zwischen gesellschaftlicher 
Produktion und privater Aneignung. 
Dieser bedingt den ausbeuterischen 
Charakter des Kapitalismus. Durch 
die Ausbeutung der Arbeitskraft eig-
net sich der Kapitalist den Mehrwert 
an, mit dem er sein Kapital vergrößert. 
Dadurch können die Produktionsmög-
lichkeiten und damit das Angebot an 
Waren zwar anwachsen, aber die zah-
lungsfähige Nachfrage ist beschränkt 
durch den ständigen Druck auf die 

Löhne der abhängig Beschäftigten, 
der Arbeiter.
Der Grundwiderspruch des Kapita-
lismus stellt sich dar im Widerspruch 
zwischen der Organisation der Pro-
duktion im einzelnen Unternehmen 
und der Anarchie der Produktion in 
der ganzen Gesellschaft. 
Im einzelnen Produktionswerk plant 
und entscheidet der Einzelkapitalist. 
Was dabei für die ganze Gesellschaft 
herauskommt, wird vermittelt durch 
die Konkurrenz der Einzelkapitalisten. 
Jeder Einzelkapitalist plant für sich 
gegen die anderen. Das Gesamter-
gebnis kann deshalb nicht gesell-
schaftlich geplant zustande kommen. 
Gesellschaftliche Planung würde eine 
Einschränkung des Privateigentums 
an den Produktionsmitteln, d.h. eine 
Einschränkung für die Kapitalisten 
bedeuten. Das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln ist aber die Grund-
lage für Macht und Reichtum der Ka-
pitalisten als Klasse.
In der Jagd nach Profit erweitern die 
Kapitalisten die Produktion, ersetzen 
menschliche Arbeitskräfte durch neue 
Maschinen. Um den dadurch entste-
henden Druck auf die Profitrate zu 
kompensieren, erhöhen sie die Pro-
duktionskapazitäten und erzeugen 
noch größere Warenmengen. Dies 
stößt an die engen Schranken des 

Konsums der Bevölkerung, da durch 
die neuen Maschinen auch die Er-
werbslosigkeit steigt, die Reallöhne 
sinken und Zwischenschichten ruiniert 
werden. Der technische Fortschritt, 
der Einsatz neuer Maschinen, tritt in 
den Produktionszweigen ungleichmä-
ßig auf, und setzt sich in der Konkur-
renz durch. Gesellschaftliche Planung 
ist deshalb auch hier nicht möglich. 
Ohne gesellschaftliche Planung ist die 
notwendige Proportionalität zwischen 
den einzelnen Produktionszweigen 
zufällig, die ständige Störung ist all-
gemeine Regel der kapitalistischen 
Reproduktion.
Aus dem Grundwiderspruch und sei-
nen Erscheinungsformen ergibt sich 
das Gesicht der Krise: Einerseits 
Überfluss an Produktionsmitteln und 
Produkten und andererseits Überfluss 
von Arbeitskräften, d.h. Arbeitslosen 
ohne Lohnzahlung für ihre Existenz-
mittel.
Die regelmäßige Wiederkehr von Kri-
sen (zyklische Krise) hat ihre Ursache 
in der massenhaften Neuanlage von 
fixem Kapital (Maschinen) am Ende 
der Depressionsphase des Konjunk-
turzyklus, das spätestens bei völligem 
Verschleiß ersetzt werden muss (1). 
Aus der Lebensdauer von Produkti-
onsmitteln, die von der physischen 
Belastbarkeit, aber auch vom techni-
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schen Fortschritt abhängt, ergibt sich 
die Periodizität der kapitalistischen 
Krisen.
„Wodurch überwindet die Bourgeoi-
sie die Krisen? Einerseits durch die 
erzwungene Vernichtung einer Mas-
se von Produktivkräften; anderseits 
durch die Eroberung neuer Märkte 
und die gründlichere Ausbeutung alter  
Märkte. Wodurch also? Dadurch, daß 
sie allseitigere und gewaltigere Krisen 
vorbereitet und die Mittel, den Krisen 
vorzubeugen, vermindert.
Die Waffen, womit die Bourgeoisie 
den Feudalismus zu Boden geschla-
gen hat, richten sich jetzt gegen die 
Bourgeoisie selbst.
Aber die Bourgeoisie hat nicht nur 
die Waffen geschmiedet, die ihr den 
Tod bringen; sie hat auch die Männer 
gezeugt, die diese Waffen führen wer-
den - die modernen Arbeiter, die Pro-
letarier.“ (K. Marx/F. Engels, Manifest 
der Kommunistischen Partei) 

Kapitalistische Krise 
heißt Finanzkrise

In den „allseitigeren und gewaltigeren 
Krisen“, die in der Tat eintraten, ver-
nichteten jedes Mal die stärkeren Ka-
pitale viele schwache Konkurrenten. 
Die zyklischen kapitalistischen Krisen 
erzeugten also gesetzmäßig immer 
weniger, aber größere Kapitalgrup-
pen. 
Ein Eigentümer einer einzelnen Fa-
brik kann Tausend, vielleicht mehre-
re Tausend Arbeitskräfte ausbeuten 
und aus ihrer Arbeit Profit machen. 
Eine Aktiengesellschaft kann aber 
viele Fabriken umfassen, kann Hun-
derttausende für sich arbeiten lassen. 
Ein Finanzkapital kann über relativ 
kleine Kapitalanteile an Finanzge-
sellschaften, die wieder Anteile an 
Aktiengesellschaften besitzen, riesige 
Unternehmensgruppen bewegen. In 
der Ära des Finanzkapitalismus seit 
ca.1900 gibt es regelmäßig in den 
Aufschwungphasen heiße Übernah-
mekämpfe, um Monopolstellungen in 
einzelnen Märkten zu erreichen. Des-
halb nennen wir die Großkapitalisten 
auch Monopolkapitalisten.
Gerne wird dann das Bild der „Blase“, 
verwendet, wenn die Preise nur noch 
durch Spekulation auf noch höhere 
Preise nach oben getrieben werden. 
Das Bild der Blase verdeckt aber eher, 
woher die viele Luft kommt und wann 
und wodurch es zum Platzen kommt. 
Die „Luft“ zum Spekulieren kommt in 
erster Linie aus der „Realwirtschaft“ 

selbst, aus dem Mehrwert, der den 
Arbeitern abgepresst wurde. Dieser 
Mehrwert soll wieder profittragend 
angelegt werden. Wenn nicht im ei-
genen Unternehmen zur Erweiterung 
der Produktion, dann zur Übernah-
me von anderen Firmen, wenn dort 
nicht, dann wenigstens zinstragend 
in Wertpapieren. Die Nachfrage nach 
Wertpapieren erhöht ihren Kurs usw. 
So gesehen ist die Blase keine Blase, 
sondern der Kapitalismus selbst. Und 
das Bild von der Blase dient lediglich 
dazu, davon abzulenken.
Weil die Kapitalgruppen von Zyklus zu 
Zyklus größer werden, und die Kon-
kurrenz immer härter, wird das Risiko, 
das die Großkapitalisten eingehen, um 
mitzuhalten, ebenfalls größer. Das Fi-
nanzkapital treibt die Erfindung neuer 
Finanzinstrumente an, die den Profit, 
aber auch das Risiko multiplizieren. In 
der zyklischen Krise zeigen sich dann 

die Folgen des logischerweise multip-
lizierten Verlusts und der verschärften 
Krise. Und das kommt nicht von einer 
psychologischen „Gier“, sondern vom 
Zwang, bei Strafe des Untergangs 
(Karl Marx) Monopolprofite machen 
zu müssen. 

Finanzkrise heißt 
imperialistische Krise

Nochmals zurück zu der treffenden 
Beschreibung der kapitalistischen 
Krise von Marx und Engels im „Mani-
fest“:
„Wodurch überwindet die Bourgeoi-
sie die Krisen? Einerseits durch die 
erzwungene Vernichtung einer Mas-
se von Produktivkräften; anderseits 
durch die Eroberung neuer Märkte...“
In jeder Krise stößt das Kapital an die 
Grenzen des Marktes. Je größer das 
Kapital, desto stärker die Energie, 
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diese Grenzen zu überwinden. Das 
Finanzkapital strebt nicht nur die Mo-
nopolisierung der heimatlichen Märkte 
an, sondern auch die Herrschaft über 
so viele Märkte wie möglich. Deshalb 
ist Großkapital nicht nur immer Fi-
nanzkapital und Monopolkapital, son-
dern hat auch immer imperialistischen 
Charakter. Nachdem die Weltmärkte 
aber verteilt sind, nehmen in jeder 
Krise die Spannungen unter den Im-
perialisten zu. Lenin schrieb 1917 in 
„Imperialismus als höchstes Stadium 
des Kapitalismus“, Kap.5, Aufteilung 
der Welt: „ Die Kapitalisten teilen die 
Welt unter sich auf nicht etwa aus be-
sonderer Boshaftigkeit, sondern weil 
die erreichte Stufe der Konzentration 
sie zwingt, diesen Weg zu beschrei-
ten, um überhaupt Profite zu erzielen; 
dabei wird die Aufteilung „nach dem 
Kapital“ „nach der Macht“ vorgenom-
men, eine andere Teilungsmethode 
kann es im System der Warenproduk-
tion und des Kapitalismus nicht ge-
ben. Die Macht aber wechselt mit 
der wirtschaftlichen und politischen 
Entwicklung.“(LW 22, S.257)
Je mehr die Kapitalisten nach jeder 
Krise durch eine neue Stufe der in-
tensiveren Ausbeutung der weltwei-
ten Märkte eine Vereinheitlichung des 
Weltmarkts anstreben, desto mehr 
schlägt die Krise als Weltwirtschafts-
krise zurück. Dabei zeigt sich regel-
mäßig, dass die „freundliche“ inter-
nationale Zusammenarbeit umschlägt 
in politische Machtdemonstration ent-
sprechend der Machtverhältnisse, bis 
hin zum militärischen Konflikt, zum 
Krieg, der schlimmsten aller Krisen-
folgen.
Das zeigt auch die Geschichte: Nach-
dem sich die deutsche Bourgeoisie 
erst relativ spät einen nationalen 
Markt schuf, musste sie in hohem 
Tempo gegen die bereits etablierten 
britischen und französischen und 
amerikanischen Kapitalisten aufholen, 
um in der Konkurrenz mitzuhalten. Es 
gelang ihr aber nicht, sich ein ent-
sprechendes Imperium zu schaffen, 
deshalb geriet sie in immer größere 
Spannungen mit den Imperialisten, 
die sich die größeren Teile der Welt 
schon unterworfen hatten.
Die Ruhe im eigenen Land erkau-
fen sich die Imperialisten dabei nach 
Möglichkeit mit einem Teil des Mo-
nopolgewinns, den sie an eine Ober-
schicht der Arbeiterklasse verteilen. 
In Deutschland stammte das Geld vor 
allem aus den Monopolprofiten der 
imperialistischen Rüstung, womit ein 

Teil der Oberschicht der damaligen 
SPD beeinflusst wurde, die dann den 
„Burgfrieden“ von 1914 organisierte. 
So wurde der deutsche Imperialismus 
zum Aggressor im ersten Weltkrieg, 
als er in der sich anbahnenden Welt-
wirtschaftskrise 1913 den Zeitpunkt 
zur Neuverteilung gekommen sah. In 
Russlands Arbeiterpartei hatte sich un-
ter Lenins Führung die Mehrheit (Bol-
schewiki) gegen die opportunistische 
Minderheit (Menschewiki) durchge-
setzt, blieben konsequent gegen den 
imperialistischen Krieg, und führten in 
der Krise 1917, die dem Krieg folgte, 
die Oktoberrevolution zum Sieg. 
Die Monopolkapitalisten schaffen mit 
dem Imperialismus dem Proletariat 
objektiv weitere „Waffenbrüder“, näm-
lich die unterdrückten Völker der Welt, 
mit denen sie das Interesse am Ende 
der Herrschaft des Imperialismus tei-
len, und alle am Frieden interessier-
ten Volksschichten.
 
Imperialistische Krise heißt 
Krise des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus

Das Monopolkapital besteht aus 
Menschen mit Namen, Anschrift und 
Gesicht (B. Brecht), den Finanzolig-
archen (Griechisch: oligoi = wenige, 
archein = herrschen). Dieser kleine 
Klüngel setzt seine Interessen seit 
Beginn der Ära des Monopolkapi-
talismus immer direkter, möglichst 
mit eigenem Personal, mit seinem 
Staatsapparat durch. Der Staat dient 
nicht mehr zur Vermittlung der Inte-
ressen der gesamten Kapitalisten-
klasse, sondern insbesondere des 
Monopolkapitals. Vermittlung heißt 
dabei, wegen der Krisenhaftigkeit und 
deshalb zunehmenden Aggressivität 
des Monopolkapitalismus, zwar unbe-
dingt weiterhin Zusammenarbeit der 
Finanzoligarchen zur Herrschaftssi-
cherung gegen das eigene Volk und 
gegen andere Völker. Aber das Neue 
beim direkten Zugriff von wenigen Fi-
nanzgruppen auf den Staatsapparat 
ist die Gruppenbildung zum Konkur-
renzkampf gegeneinander nicht nur 
durch die kaufmännische Konkurrenz, 
sondern auch durch Maßnahmen der 
staatlichen Gewalt.
Auch bei der Herrschaftssicherung 
gibt es Interessensgegensätze und 
bisweilen heftige Kämpfe unter den 
Finanzoligarchen bzw. den Gruppen, 
die sie gebildet haben. Im staatsmo-
nopolistischen Kapitalismus verfü-
gen Vertreter der Monopole mit den 

gleichen Geldströmen sowohl über 
Herrschaftssicherung als auch über 
Umverteilung von Mehrwert zuguns-
ten von Finanzoligarchen, z.B. bei 
Rüstungsaufträgen. In der zyklischen 
Krise im Imperialismus, die den Drang 
zur Gewalt im Inneren und Äußeren 
verstärkt, verschärfen sich die Ge-
gensätze der Gruppen der Finanzolig-
archie (2). Durch Staatseingriffe kann 
sich der Verlauf und die Periodizität 
des Krisenzyklus ändern. Den Grund-
widerspruch und die Konkurrenz, die 
Ursache der kapitalistischen Krisen,  
kann aber natürlich erst ein Staat be-
seitigen, der den Finanzoligarchen 
die politische Macht entrissen hat, die 
das Privateigentum schützt.  
Je nach der sozialen Basis, auf die 
sich die Propaganda der jeweils vor-
herrschenden Finanzgruppen und 
ihrer Burgfrieden-Maßnahmen im je-
weiligen Abschnitt des Zyklus haupt-
sächlich stützt, werden die staatlichen 
Maßnahmen mit Bezeichnungen wie 
christlich, sozial, demokratisch, libe-
ral, national, keynesianisch verse-
hen, in Kombinationen, auch mit den 
Vorsilben frei- oder neo-. Auf diese 
Rechtfertigungstheorien soll hier nicht 
weiter eingegangen werden. Gemein-
sam ist ihnen, dass damit der Klas-
sencharakter der Wirtschaft und der 
Gesellschaft verleugnet wird, und ein 
gemeinsames Interesse aller im Staat 
–deshalb immer nationalistisch – vor-
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gespiegelt wird. Sie sind aber insofern 
wichtig, weil sie nur so lange wirken, 
und der Einheit der Arbeiterklasse 
entgegenstehen, wie sie nicht durch-
schaut sind. 
Mit dem staatsmonopolistischen Ka-
pitalismus destabilisiert das Mono-
polkapital die eigene Basis, weil sich 
die Finanzoligarchen mit Hilfe des 
Staates, der ja in erster Linie zu ihrer 
Machterhaltung als Klasse dient, un-
tereinander aufs schärfste bekämp-
fen.

Allgemeine Krise des Kapitalismus

Neben der zyklischen Krise entwickelt 
sich mit dem Imperialismus (dessen 
ökonomische Grundlage der Mono-
polkapitalismus ist) seine allgemeinen 
Krise.
Die Welt ist unter die imperialistischen 
Großmächte und unter die Mono-
polgruppen vollständig aufgeteilt. Es 
geht nur noch um Neuaufteilungen 
von Absatzmärkten, Rohstoffquellen, 
Kapitalanlage- und Einflusssphären. 
Der Vergesellschaftungsgrad der Pro-

duktionsmittel ist so angewachsen, 
dass der Übergang zu einer neuen, 
höheren Gesellschaftsformation, zu 
einer gesellschaftlichen Aneignungs-
weise notwendig und möglich wird.
Das Zeitalter der bürgerlichen Welt-
revolution ist zu Ende. Die Bourgeoi-
sie, die als Befreierin vom Feudalis-
mus angetreten war, tritt selbst als 
Unterdrückerin auf – nicht nur des 
Proletariats. Sie enthält jetzt als Mo-
nopolbourgeoisie ganzen Völkern die 
Entwicklung selbst zu einer kapitalis-
tischen Nation vor. Das Zeitalter der 
proletarischen Weltrevolution beginnt. 
Dieser Übergang kann gekennzeich-
net werden als Epoche der Kriege 
und Revolutionen.
Die allgemeine Krise ist ökonomisch 
gekennzeichnet durch eine Verschär-
fung des Marktproblems, eine chroni-
sche Unterauslastung der Betriebe, 
und chronische Massenerwerbslosig-
keit. 
Äußerer Ausdruck des Beginns der 
allgemeinen Krise des Kapitalismus 
ist der 1. Weltkrieg und die auf ihn 
folgenden Revolutionen – beginnend 
mit der Oktoberrevolution in Russland 
1917. Aus der Arbeiterbewegung ent-
stand die kommunistische Weltbewe-
gung.
Der Ausweg der Monopolbourgeoi-
sie, noch stärkere Unterordnung des 
Staatsapparats unter die Monopole 
und Entwicklung des staatsmonopo-
listischen Kapitalismus bis hin zum 
Faschismus, und der Versuch die Wi-
dersprüche durch eine Bündelung der 
Kräfte gegen die SU zu überwinden, 
hatte am Ende die Weltwirtschafts-
krise ab 1929 und den 2.Weltkrieg 
im Gefolge. Der Sozialismus in der 
Sowjetunion konnte sich siegreich 
verteidigen, und in weiteren Ländern 
siegte die Revolution unter Führung 
der Kommunistischen Partei, darunter 
auch im volkreichsten Land der Erde, 
China. Befreiungsbewegungen der 
unterdrückten Völker fügten dem Im-
perialismus auf der ganzen der Welt 
Schläge zu.
Im wesentlichen mit einer noch nie da 
gewesenen Militarisierung der Wirt-
schaft versuchen die Imperialisten 
sich auch nach 1945 wieder aus den 
Widersprüchen der allgemeinen Kri-
se zu befreien. Erst die Rüstung für 
den 2.Weltkrieg hatte die USA aus 
der Weltwirtschaftskrise von 1929 
gebracht. Nach 1945 war die USA 
die stärkste imperialistische Macht 
und konnte in die Einflusszonen der 
Konkurrenten eindringen, und als 

Tribut für ihre Militärmacht den US-
Dollar als Weltwährung etablieren, 
allerdings nur für den Teil der Welt, 
der dem Imperialismus noch untertan 
war. Die starke Ausrichtung der US-
Wirtschaft auf Rüstung ist aber auch 
die Grundlage für die darauf folgende 
neue Verschiebung der Kapital- und 
Machtverhältnisse. Die geschwäch-
ten „alten Imperialisten“, darunter der 
deutsche, konnten durch Export von 
Waren in die USA wieder akkumulie-
ren, sei es durch Vorprodukte für die 
Rüstung (z.B.) Stahl oder Produkte, 
die dort wegen der Dominanz der 
Rüstung vernachlässigt wurden. Das 
Militär der USA wirkte als gemeinsa-
me Herrschaftssicherung gegen das 
sozialistische Lager und die Befrei-
ungsbewegungen. Die anderen Impe-
rialisten mussten das durch Kauf von 
Militärgütern und anderen Produkten, 
die auf Militärtechnologie beruhen, in 
US-Dollars bezahlen. Dessen materi-
eller Wert wurde zunächst garantiert 
durch die militärische  Macht, aber 
auch durch die Monopolisierung von 
Technologie, auf der Rüstung aufbaut, 
vor allem Luft- und Raumfahrt sowie 
Elektronik. Auch der Zugriff auf Roh-
stoffe, vor allem Erdöl, wurde durch 
den US-Imperialismus monopolisiert. 
Er versuchte, die imperialistische 
Konkurrenz durch das gemeinsame 
Interesse gegen den Sozialismus und 
die Befreiungsbewegungen zu kana-
lisieren.   
Unter der Peitsche der imperialis-
tischen Konkurrenz in dieser Form 
nahmen die Imperialisten nicht nur 
die Gefahr eines atomaren Weltkriegs 
in Kauf, sondern auch reale lokale 
Kriege, die Verelendung von Städten, 
Regionen, ganzen Ländern und Kon-
tinenten, und die rücksichtslose Aus-
plünderung der materiellen Ressour-
cen der Erde. 
Die zunehmend wiedererstarkten al-
ten Imperialisten befreiten sich Schritt 
für Schritt aus der US-Dominanz, weil 
der maximale Monopolprofit nur mit 
dem eigenen Staat zu erreichen ist. 
Die gewaltigen Kosten der US-Rüs-
tung und ihrer Kriege wurden nicht 
mehr mitgetragen. Der Kampf um Ein-
flusssphären ist in vollem Gang. Die 
Marktprobleme, Unterauslastung der 
Betriebe und chronische Massener-
werbslosigkeit sind größer denn je.

(1) K. Marx, Das Kapital  Bd. 2
(2) Vgl. G. Dimitroff u.a., VII. Weltkon-
gress der KI

Arbeitsfragen

1. Was ist der Grundwider-
spruch des Kapitalismus und 
warum bedingt er seine Krisen-
anfälligkeit?

2. Warum gibt es eine regelmä-
ßige Wiederkehr kapitalistischer 
Krisen (Krisenzyklus) und wie 
wird die Krise überwunden?

3. Was verändert sich von Zy-
klus zu Zyklus und welche Rolle 
spielen dabei die Finanzmärk-
te?

4. Diskutiert den Zusammen-
hang zwischen Finanzmarktkri-
se, imperialistischer Krise und 
allgemeiner Krise des Kapita-
lismus anhand der historischen 
Ereignisse des 20. Jahrhun-
derts und überlegt, inwieweit er 
auch heute noch besteht. Wel-
che Rolle spielte der deutsche 
Imperialismus in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts? 
Welche Rolle spielt er heute?
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Wir haben im vorigen Abschnitt ge-
lernt, dass ein Kapitalismus ohne 
Wirtschaftskrisen nicht denkbar ist. In 
der Bundesrepublik – wie überhaupt 
in der kapitalistischen Wirtschaft – ha-
ben sich Rezessionen, in denen flä-
chendeckend Produktion und Absatz 
schrumpfen, die Profite einbrechen, 
Unternehmen pleitegehen und die 
Arbeitslosigkeit wächst, stets im Ab-
stand einiger Jahre wiederholt: 1967, 
1974/75, 1981/82, 1993, 2002/03, 
und jetzt eben wieder.
Zum Teil ist auch die aktuelle Rezes-
sion eine solche zyklische, also regel-
mäßig als Folge und Umkehrung von 
Aufschwung und Boom wiederkeh-
rende Krise. Sie ist eine notwendige 
Bewegungsform des Widerspruchs 
zwischen dem von Profitgier getrie-
benen Wachstum der Produktions-
möglichkeiten und der von derselben 
Profitgier gebremsten Nachfrage 
nach Produkten. Damit könnte schon 
alles Notwendige gesagt sein: Kennst 
du alle Krisen, kennst du auch diese 
spezielle.
Doch es kommt noch etwas anderes 
hinzu, was die Krise verschärft, wie 
sich schon am außergewöhnlichen 
Ausmaß des Einbruchs ablesen lässt: 
Die deutsche Wirtschaftsleistung ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt (in 
der amtlichen Statistik das Maß für 
die Summe der hergestellten Wa-
ren inklusive Dienstleistungen) liegt 
heute mehr als 5 Prozent unter der 
von 2008 – die bisherigen Krisen der 
Nachkriegszeit brachten ein Minus 
von maximal 1 Prozent. Dabei wird 
der Fall noch gebremst durch den re-
lativ stabilen Staatssektor. Die Indus-
trieproduktion verzeichnet ein Minus 
von mehr als 15 Prozent.
Bemerkenswert ist auch, dass erst-
mals seit den 30er Jahren weltweit 
Produktion und Handel schrumpfen. 
Selbst in den als neue Wachstums-
stars gefeierten Schwellenländern 
wie China, Indien, Russland oder Bra-
silien gingen zig Millionen Arbeitsplät-
ze verloren. Summa summarum ist es 
die schwerste Krise des Kapitalismus 
seit dem Zweiten Weltkrieg (und der 
vorangegangenen Weltwirtschaftskri-
se von 1929-33).
Diese Krise fällt deshalb besonders 
schwer aus, weil die ‘normale’ zykli-
sche Bewegung, die vom Produkti-
onsprozess ausgeht, überlagert und 

verstärkt wird vom Platzen spekulati-
ver Blasen.

Spekulationskrise

Der zentrale Auslöser dieser Krise ist 
die Spekulation auf steigende Haus-
preise in den USA. Die Preise für 
Wohnhäuser stiegen als Folge einer 
beispiellosen Kaufwut von 1998 bis 
Mitte 2006 auf fast das Doppelte, ge-
trieben von nichts anderem als der 
(von Banken und Baugesellschaften 
angeheizten) Hoffnung der Hauskäu-
fer, dass die Preise noch weiter stei-
gen und sie so mit einem Weiterver-
kauf noch Gewinn machen können.
Das um rund acht Billionen Dollar auf-
geblasene Immobilienvermögen, das 
sich nun bei fallenden Häuserpreisen 
in Luft auflöst, war die Basis dafür, 
dass die Masse der Amerikaner sich 
in den vergangenen Jahren trotz nied-
riger Lohneinkommen einen enormen 
Konsum (Autos, Unterhaltungsgerä-
te, …) leisten konnte und sich dafür 
bis zur Halskrause verschuldete. So 
entstand bei vielen eine Illusion von 
Reichtum und Wohlstand, die half, 
den Klassencharakter des Kapita-
lismus zu verschleiern. Nun wird die 
Realität sichtbar: Einkommen und 
Vermögen der Volksmassen reichen 
nicht aus, um die aufgenommenen 
Schulden zu bedienen.
Für die Banken, die Immobilienkäufe 
finanziert hatten, bedeutet dies eine 
steigende Zahl von Kreditausfällen. 
Die faulen Kredite wurden durch so 
genannte Verbriefungen, eine Fi-
nanzinnovation der letzten Jahre, 
quer durch den Weltfinanzmarkt wei-
tergereicht und lösten so rund um 
den Globus Bankpleiten aus. Auf dem 
Höhepunkt der Krise im Herbst 2008 
gaben sich die Banken aus Angst vor 
Totalverlust gegenseitig keinen Kredit 
mehr und bunkerten ihr Geld lieber, 
als es „arbeiten“ zu lassen.
Weil keine privaten Kapitalisten mehr 
willens oder in der Lage sind einzu-
greifen, bleibt nur noch der Staat. 
Genau das passiert jetzt. Der Staat 
kauft den Banken ihre faulen Kredite 
ab und versorgt sie direkt mit frischem 
Kapital, indem er teilweise das Eigen-
tum an den Banken übernimmt. Das 
Ergebnis: „Die Steuerzahler“ (im We-
sentlichen die Arbeiterklasse) müssen 
die Verluste der Banken auf sich neh-

men.
Parallel dazu läuft die Krise außerhalb 
des Finanzsystems weiter. Die Real-
wirtschaft (die Produktion, Verteilung 
und der Konsum von Waren) ist auf 
zwei Wegen betroffen. Zunächst be-
deutet der von den Hausbesitzern 
erlittene Vermögensverlust, dass sie 
ihren Konsum einschränken müs-
sen. Das passiert derzeit in rasen-
dem Tempo in den USA und manchen 
europäischen Ländern, die ähnliche 
Immobilienblasen hatten (Spanien, 
Großbritannien u.a.). Die Nachfrage 
für alle möglichen Waren bricht ein, 
die Produktion wird gedrosselt, Ar-
beitsplätze werden gestrichen.

Zwei Seiten derselben Medaille

Deutschland hat zwar in den vergan-
genen Jahren weder eine Immobilien-
blase noch einen Konsumboom noch 
eine übermäßige Verschuldung er-
lebt, die deutsche Wirtschaft ist aber 
ähnlich wie die chinesische oder japa-
nische voll auf den Export von Waren 
ins Ausland orientiert (und schmückt 
sich seit Jahren mit dem Titel „Export-
weltmeister“). Die Wirtschaftskrise der 
wichtigsten Handelspartner führt dazu, 
dass die wichtigsten Absatzmärkte für 
deutsche Autos, Maschinen, Chemie- 
und Elektroerzeugnisse wegbrechen. 
Und weil für privaten Konsum die 
Massenkaufkraft fehlt und die Staats-
ausgaben durch Sparpolitik begrenzt 
sind, wird der schrumpfende Export 
durch nichts anderes ausgeglichen. 
Auf diese Weise rauschte Deutsch-
land noch tiefer in die Rezession als 
die USA. Die einseitige Exportorien-
tierung hat Deutschland davon ab-
hängig gemacht, dass andere sich 
verschulden, um deutsche Waren zu 
kaufen. Außerdem wurde ein Großteil 
der Exporterlöse gleich wieder als Ka-
pital in Länder wie die USA exportiert. 
Deutsches Geld pumpt Spekulations-
blasen in aller Welt mit auf – genau 
deshalb haben sich auch deutsche 
Banken besonders viele verlustreiche 
US-Immobilienpapiere auf die Bilanz 
geladen.
Zweitens führt die Verknappung von 
Kredit dazu, dass viele Investitionen 
der Unternehmen oder Konsumaus-
gaben nicht möglich sind. Auch ohne 
übermäßige Verschuldung läuft die 
kapitalistische Wirtschaft nur, solange 
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es genug Kredit gibt. Selbst Großkon-
zerne, die hohe Profite einfahren und 
große Barreserven haben, müssen 
regelmäßig neue Kredite aufnehmen, 
allein schon, um die Schulden aus 
alten, auslaufenden Krediten zu be-
dienen. Tatsächlich hängen Real- und 
Finanzkapital eng miteinander zusam-
men. Ohne die Hilfe von Finanzkapital 
wäre keiner der großen Konzerne ent-
standen. Eine Trennung der „gesun-
den“, kapitalistischen Realwirtschaft 
vom Wahnsinn der Banken mit Zins 
und Kredit funktioniert deshalb nicht.
Umgekehrt ist auch der aufgeblase-
ne Finanzsektor eine Folge realwirt-
schaftlicher Entwicklungen. Einerseits 
muss sich das große Kapital weltweit 
Positionieren und benötigt dafür (auch 
kurzfristig) gewaltige Kampffonds für 
regelrechte Übernahmeschlachten 
– also große Mengen an Geldkapital 
im Verhältnis zum fungierenden Kapi-
tal (das in Fabriken, Maschinen und 
Arbeitslöhnen angelegt ist). Anderer-
seits ist die Ursache der Spekulation 
die Überakkumulation von Kapital: Auf 
dem Weltmarkt ist mehr Kapital unter-
wegs, dessen Eigentümer nach pro-
fitablen Anlagemöglichkeiten suchen, 
als es solche Möglichkeiten tatsäch-
lich gibt. Das ist das Ergebnis der ka-
pitalistischen Ausbeutung, in der die 
Kapitalisten den maximalen Mehrwert 
von den ArbeiterInnen abschöpfen, 
also Profit machen und damit Kapital 
anhäufen – im Kasino riecht es nach 
Schweiß. 

Das geht in der Regel einige Jahre gut 
(für die Kapitalisten). Zum Wesen des 
Kapitals gehört es aber, dass es dann 
nicht verprasst wird, sondern nach 
Möglichkeit weiter maximale Profite 
erwirtschaften soll. Die Profitaussich-
ten weiterer Investitionen in Fabriken, 
Maschinen, Computer usw. schwin-
den aber, weil dann Überkapazitäten 
im Vergleich zu den Absatzmöglich-
keiten entstehen, denn die Ausbeu-
tung begrenzt ja auch die Massen-
kaufkraft der Arbeiterklasse. Selbst in 
Boomzeiten werden die vorhandenen 
Produktionsanlagen nur noch zu rund 
80 Prozent genutzt, derzeit ist die Ka-
pazitätsauslastung unter 70 Prozent 
gefallen. Noch mehr Anlagen zu bau-
en, verspricht wenig Profit.
Ein zeitweiliger Ausweg für die Kapita-
listen besteht in der Spekulation, d. h. 
das Kapital wird nicht in der Realwirt-
schaft investiert, sondern am Finanz-
markt. Das Finanzkapital kann sich 
zeitweise von der Realwirtschaft ablö-
sen, weil die Profite nicht unmittelbar 
realisiert werden müssen – es wird mit 
Versprechen auf zukünftige Profite ge-
handelt, je nach Erwartungen scheint 
es keine Grenze nach oben zu geben. 
Schließlich wird die Spekulation auch 
mit Kredit, also mit „fiktivem Kapital“ 
(Marx) angeheizt: Banken und andere 
Finanzinstitute verleihen Kapital, das 
noch gar nicht im Produktionsprozess 
durch Ausbeutung der Arbeiter er-
zeugt wurde, das sie aber in Zukunft 
zurückhaben wollen – plus die Zinsen, 
die den Anspruch auf mit dem Kapital 
erwirtschafteten Profit ausdrücken.
Letzten Endes hängt aber auch das 
Zustandekommen dieser Profite von 
der Leistungsfähigkeit der Arbeiter-
klasse ab. Kapital ist aus marxistischer 
Sicht „gefrorene Arbeit“, also von den 
Kapitalisten angeeignete Erzeugnis-

se der Arbeitskraft. Fiktives Kapital 
ist dementsprechend gefrorene Arbeit 
der Zukunft, ein Mehrwert, den die Ar-
beiterklasse erst noch abliefern muss. 
Sobald sich bei den Kapitalisten die 
Einsicht durchsetzt, dass sich die Pro-
fitversprechen in dieser Höhe nicht 
einlösen lassen, ziehen sie ihr Kapital 
ab – die Spekulationsblase platzt. Die 
Finanzmärkte können sich nicht dau-
erhaft von der ‘realen Wirtschaft’, vom 
Produktionsprozess abkoppeln.
Das Phänomen der Überakkumulati-
on ist seit dem Entstehen des Kapita-
lismus zu beobachten und wurde von 
Karl Marx als wichtigste Erklärung für 
zyklische Krisen beschrieben. Inzwi-
schen werden diese regelmäßigen 
Krisen aber durch eine chronische Kri-
se der Überakkumulation von Kapital 
überlagert. Circa seit der Rezession 
von 1974/75 läuft die Spekulation in 
Wellen, die direkt ineinander überge-
hen (Schuldenkrise der Entwicklungs-
länder, Absturz der „Tigerstaaten“ in 
Asien, Aktienblase rund um den Inter-
netboom und „New Economy“, Immo-
bilienkrise in den USA, um nur einige 
Beispiele zu nennen).
Begleitet wird diese Entwicklung von 
einer Politik der verschärften Ausbeu-
tung durch Kürzung von Löhnen und 
Sozialleistungen, verbunden mit einer 
Entfesselung des Finanzkapitals (be-
kannt unter dem Label „Neoliberalis-
mus“), die das Ziel verfolgt, die Pro-
fitraten zu steigern. Vorübergehend 
ist diese Strategie bemerkenswert er-
folgreich, der Kapitalismus hat gera-
de nach der historischen Niederlage 
des Sozialismus von 1989/90 einen 
ungeahnten Höhenflug erlebt, doch 
er untergräbt damit seine Zukunft wei-
ter, weil er das Krisenpotenzial ver-
schärft.

Arbeitsfragen

1. Wie ist Marxens These der 
Überakkumulation von Kapital 
auf die derzeitige Krise zu über-
tragen. Ist sie auch heute noch 
ein angemessenes Erklärungs-
modell?

2. Was ist das besondere an der 
gegenwärtigen Weltwirtschafts-
krise? Was unterscheidet diese 
von bisherigen Krisen?  Was 
waren ihre Auslöser?

3. Diskutiert die auch unter Lin-
ken gängige Behauptung vom 
„finanzmarktgetriebenen Kapi-
talismus“, wonach sich die Spe-
kulationssphäre von der Real-
wirtschaft entkoppelt habe.
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Verstaatlichungssonett
Von Dietmar Dath

Die Pleite droht, trotz Produktivität.
Der Motor stottert. Opel frißt der 
Rost.
Man ruft nach Keynes. Der Einfall 
kommt zu spät.
Der Staat besitzt längst weder Bahn 
noch Post.

Sie wissen nicht, was Wert ist und 
was Preis.
Ihr Bild von ihrer Lage ist verkehrt.
Sie hoffen bang und glauben jeden 
Scheiß.
Sie wissen nicht, was Preis ist und 
was Wert.

Macht zum Investment-Trust die 
Republik!
Stützt doch mit Steuern jedes Wert-
papier!
Baut Hospitäler, rüstet für den Krieg!
So fordern Dumme. Wer bezahlt es? 
Wir.

Das Konjunkturpaket ist innen hohl.
Auf Ohnmacht hat der Staat ein 
Monopol.

aus: junge Welt, 30.04.09, S.1



Es kann schon fast gespenstisch an-
muten: Knallharte neoliberale Hard-
liner – die offenstenVertreter ihrer 
Klasse – fordern in der Krise plötzlich 
Dinge, die doch irgendwie von links 
besetzt schienen oder für einige so-
gar als eine Art Vorstufe des Sozia-
lismus galten: Konjunkturprogramme 
zur Förderung der Binnennachfrage, 
massive staatliche Eingriffe in den 
Markt oder gar Verstaatlichungen. 
Waren das vor der Krise richtige For-
derungen und sind sie es heute nicht 
mehr? Müssen wir SozialistInnen jetzt 
die Verstaatlichungsforderung noch 
toppen, indem wir gleich die „Verge-
sellschaftung“ der Banken fordern? 
Moment, der Reihe nach: Erste Frage 
muss immer sein: In wessen Interesse 
kann in dieser imperialistischen BRD 
ein Konzern oder eine Bank verstaat-
licht werden?

Verstaatlichung? 
Wessen Staat ist dieser Staat?

Kurze Wiederauffrischung: Der kapita-
listische Staat ist weder während Kon-
junktur noch während der Krise klas-
senneutral oder auf einen Ausgleich 
der Interessen der Arbeiter- und der 
Kapitalistenklasse aus – allenfalls, um 
die Verwertungsbedingungen des Ka-
pitals so positiv wie möglich zu gestal-
ten. Der Staat agiert im Kapitalismus 
als Sachwalter der Interessen der 
Kapitalisten – als „ideeller Gesamt-
kapitalist“ – im Monopolkapitalismus 
sogar als direkter Vertreter der Kon-
zerne und Banken und setzt all seine 
Machtmittel zu diesem Zweck ein. 
In der heutigen Situation sind die Ban-
ken und Konzerne nicht in der Lage, 
die Krise zu meistern - sie schreien 
nach dem Staat. Dieser versucht nun, 
den Wirtschaftskreislauf wieder in 
Gang zu bringen. Das was uns jetzt 
als notwendiges Rettungspaket prä-
sentiert wird, zeigt, dass dieser Staat 
nur die Interessen der Banken und 
Konzerne vertritt. Das gilt auch dann, 
wenn – wie im Fall der „Hypo-Real-
Estate“ eine Bank verstaatlicht wird.
Die kapitalistischen Staaten wol-
len die Verwertung des Kapitals auf 
Rechnung der ganzen Gesellschaft 
auf neue Beine stellen, um die Ban-
ken nach getaner Tat wieder in die 

kürzungen im öffentlichen Dienst, mit 
Sozialabbau und mit Steuererhöhun-
gen. Denn am Ende sind auch Staaten 
überfordert, die riesigen Kapitalmen-
gen zur Rettung insolventer Banken 
und Unternehmen aufzubringen. Je 
mehr der Staat als Kreditgeber und 
Profitgarant wirkt, je höher die Staats-
schulden werden, desto mehr wird er 
abhängig von denen, die ihm Kredite 
geben. Diese Abhängigkeit der kapi-
talistischen Staaten vom Finanzka-
pital wird umso größer, je höher ihr 
Kreditbedarf. Die Tendenz geht also 
nicht zu demokratischer Kontrolle des 
Finanzwesens durch den Staat, son-
dern in Richtung noch direkterer Un-
terordnung des Staatsapparates un-
ter das Finanzkapital.

Konjunkturprogramme zur 
Stärkung der Binnennachfrage? 

„Wenn die Firmen nicht mehr inves-
tieren und die Verbraucher nicht mehr 
konsumieren, dann hilft nur noch der 
Staat. Er muss die Nachfragelücke 
schließen. Aber die Konjunkturpake-
te über insgesamt 65 Milliarden Euro 
sind zu eng geschnürt.“ (DGB)
„Die LINKE fordert ein staatliches Zu-
kunftsprogramm in Höhe von 100 Mil-
liarden Euro pro Jahr zur Bekämpfung 
der Krise. Die Schwerpunkte sind Kli-
maschutz, Infrastruktur, Verkehr, Bil-
dung und Gesundheit. Mehr als zwei 
Millionen zusätzliche, tariflich bezahlte 
Arbeitsplätze werden so geschaffen.“ 
(„Antikrisenprogramm“ der PdL).
In der Tat: Der kapitalistische Staat 
ist bereit, Produktion und Konsumti-
on staatlich zu subventionieren. Unter 

Hände des Privatkapitals zu geben. 
Sehr trefflich charakterisiert der US-
Wirtschaftswissenschaftler Krugman 
die Verstaatlichung von Banken als 
„Vorprivatisierung“. Mit der Verstaat-
lichung der Banken werden Bankbi-
lanzen ganz oder teilweise Teil des 
staatlichen Haushalts, d.h. die in 
den Bilanzen schlummernden Risi-
ken und die zu erwartenden Verluste 
werden aus einem privaten zu einem 
staatlichen Risiko bzw. Verlust. Von 
demokratischer Kontrolle kann auch 
bei einer Bank im Staatsbesitz nicht 
gesprochen werden. Unter den ge-
gebenen Macht- und Eigentumsver-
hältnissen vertreten die Regierungen 
zwangsläufig die Interessen der Min-
derheit der Kapitalbesitzer. Erst im 
Sozialismus (also mit der politischen 
Macht der Arbeiterklasse) wird De-
mokratie durch die Mehrheit möglich 
sein. KommunistInnen sollten nicht 
dazu beitragen, Illusionen über den 
Klassencharakter des Staats zu be-
stärken, indem sie Verstaatlichungen 
als „Lösung“ für die Krise propagieren 
oder als einen Schritt in Richtung So-
zialismus. 
Diese prinzipiellen Erwägungen be-
deuten jedoch nicht, dass die Forde-
rung nach Verstaatlichung eines von 
der Pleite bedrohten Konzerns in der 
jetzigen Situation generell abzuleh-
nen wäre. Eine Verstaatlichung kann 
durchaus eine mittelfristige Verbesse-
rung der Lage der betroffenen Arbeite-
rInnen bedeuten und der Kampf einer 
Belegschaft mit diesem Motto kann 
zu einem Sprung im politischen Be-
wusstsein führen. Es ist abhängig von 
der konkreten Situation, zu entschei-
den, ob der Kampf mit dieser Losung 
aufgenommen werden soll: Sie muss 
zur Bildung von Klassenbewusstsein 
beitragen und darf die Kosten der Ver-
staatlichung nicht auf andere Teile der 
Arbeiterklasse abwälzen. Sie sollte 
zum einen die Forderung nach Erhal-
tung der Standorte auch in anderen 
Ländern beinhalten, zum anderen 
klarmachen, dass Sozialabbau keine 
Option zur Finanzierung ist!
Klar sein sollten wir uns aber darüber, 
dass Staatseingriffe zwangsläufig zu 
sprunghaft höheren Staatsschulden 
führen. Früher oder später werden 
diese wieder eingetrieben – mit Lohn-
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Umständen gelingt es ihm auch, die 
Krise etwas gelinder zu gestalten. 
Fast notwendigerweise aber überlas-
tet dies den Staat und er liefert sich 
dem Finanzkapital aus. Die haben 
auch ein Interesse an Konjunktur-
programmen und Konsumschecks, 
weil gerade in der Finanzkrise Staats-
schulden als sicherste Anlage gelten. 
Aber: Die Analyse der Krise durch die 
PdL greift zu kurz. Die Krise ist nicht 
durch Unterkonsumtion entstanden 
und Konjunkturprogramme können 
mittelfristig kein Mittel zur Bekämp-
fung der Krise sein. Die Überproduk-
tion lässt sich nur durch Vernichtung 
von Kapital und Produkten also durch 
Marktbereinigung und Neuaufteilung 
abbauen. Die „Lösung“ für die Krise 
ist im Rahmen des Kapitalismus also 
nur die Krise selbst. 
Dennoch können Konjunkturprogram-
me wie sie der Linken vorschweben 
natürlich sinnvoll sein, um die soziale 
Lage der Arbeiterklasse zu verbes-
sern, bzw. die Krisenfolgen für die 
Arbeiterklasse etwas abzumildern. 
Die „Konjunkturprogramme“ der Bun-
desregierung bedeuten jedoch eine 
Subvention des Industriekapitals 
oder sogar weitere Aufrüstung und 
Krieg – der „Weg aus der Krise“ nach 
1929. Klar ist, dass wir diese Form 
staatlicher Intervention in jedem Fall 
bekämpfen müssen. Ein zweischnei-
diges Schwert sind auch die von DGB 
und IG Metall geforderte Ausweitung 
der Kurzarbeit und andere Formen 
der staatlichen Lohnsubventionen. So 
wie derzeit ausgeführt, stellen sie eine 
Fortsetzung der sozialpartnerschaftli-
chen Orientierung der Gewerkschafts-
führungen dar. Sie suggeriert, Kapital 
und Arbeit hätten dasselbe Interesse 
an einer „Lösung“ der kapitalistischen 
Krise. Auf der anderen Seite könnte 
Kurzarbeit aber durchaus auch propa-
gandistisch als Ansatz zur Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem Lohnausgleich 
genutzt werden – natürlich zu zahlen 
von den Konzernen. 

„Umverteilung“ von oben 
nach unten?

„Die Umverteilung von unten nach 
oben muss endlich gestoppt und um-
gekehrt werden. Die heutige Rendi-
tefixierung, (…) muss abgelöst wer-
den durch ein Wirtschaften, das den 
Unternehmenserfolg am langfristigen 
Wachstum sowie an den Interessen 
von Beschäftigten und Allgemeinheit 
misst“ („Antikrisenprogramm“ der 

PdL). Auch bei den Gewerkschaften 
sieht man die Möglichkeit, Krisen in 
Zukunft zu verhindern, indem man 
den Kapitalismus stärker „sozial und 
ökologisch reguliert“ (1). 
Sogar unter den Linken in der PdL 
sieht man die Lösung für die Krise in 
einer Umverteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums von oben nach un-
ten. Sahra Wagenknecht glaubt gar 
„dass eine Umverteilung zugunsten 
der Beschäftigten, der Rentnerinnen 
und Rentner sowie der Arbeitslosen 
auch das beste Mittel ist, um künfti-
gen Finanzkrisen vorzubeugen“ (2). 
Ein krisenfreier Kapitalismus ist also 
angeblich möglich. Wirtschaftskrisen 
lassen sich aber nicht durch Umver-
teilung lösen, da sie auch nicht durch 
Umverteilung entstanden sind.
Schon Marx wusste: „Sind die Ele-
mente der Produktion derart verteilt, 
so ergibt sich daraus von selbst die 
heutige Verteilung der Konsumtions-
mittel. (...) Der Vulgärsozialismus (...) 
hat es von den bürgerlichen Ökono-
men übernommen, die Distribution als 
von der Produktionsweise unabhän-
gig zu betrachten und zu behandeln, 
daher den Sozialismus hauptsächlich 
als um die Distribution sich drehend 
darzustellen“ (3).
Es ist umgekehrt die wachsende Pro-
duktivität der kapitalistischen Konkur-
renz und nicht die staatliche Umvertei-
lung (die allerdings noch verstärkend 
hinzukommt), die im kapitalistischen 
System dazu führt, dass sich immer 
größere Reichtümer und vor allem 
immer mehr Kapital in der Verfügung 
immer weniger und immer größerer 
Konzerne und ihrer Eigentümer kon-
zentriert. Auf der anderen Seite führt 
wachsende Produktivität dazu, dass 
die Ware Arbeitskraft weniger nach-
gefragt wird, also Arbeitslosigkeit 
wächst und sich so der Druck auf die 
Löhne und Gehälter weiter verstärkt. 
Es wächst damit auch die Verarmung 
der arbeitenden Lohnabhängigen. In 
der jetzigen Krise wird die Arbeitslo-
sigkeit erheblich zunehmen und da-
mit steigt insbesondere in der Krise 
auch der Druck auf die Löhne. Armut 
auf der einen und Reichtum auf der 
anderen Seite sind also nicht Produkt 
einer falschen Verteilung, sondern 
der kapitalistischen Produktionsweise 
selbst. „Es folgt daher, dass im Maße 
wie Kapital akkumuliert, die Lage 
des Arbeiters, welches immer sei-
ne Zahlung, hoch oder niedrig, sich 
verschlechtern muss“ (4). Von daher 
sei es – so der Mann mit dem Bart 

- „überhaupt fehlerhaft, von der sog. 
Verteilung Wesens zu machen und 
den Hauptakzent auf sie zu legen“ (5). 
Es gibt weder ein „Vor“ noch „Zurück“ 
zu einem vermeintlich sozialen Kapi-
talismus ohne Krisen. „Insoweit ist die 
Krise eine Chance. Sie kann das Wol-
kenkuckucksheim einer solidarischen 
Kapitalverwertung erschüttern“ (6). 
Dies schließt natürlich konkrete poli-
tische Verteilungsforderungen an den 
Staat nicht aus:

Konsequenter Kampf für die Inter-
essen der Arbeiterklasse

In der jetzigen Krise geht es vor allem 
darum, dafür zu kämpfen, dass die 
Folgen der Krise für die Lohnarbeite-
rInnen abgemildert werden. Wir soll-
ten aber nicht die Meinung verbreiten, 
dass es Krisen ohne die Folgen von 
Krisen, d.h. Krisen ohne Entlassun-
gen geben könne. Entlassungen auf-
grund von Überkapazitäten zu verbie-
ten, könnte man nur, wenn man die 
Krise selbst verbieten könnte. Solan-
ge die Grundlage der Ökonomie die 
Kapitalverwertung ist, gibt es Krisen 
und wir zahlen dafür. Es geht also da-
rum, Forderungen zu entwickeln, die 
den Kampf der Arbeiterklasse für ihre 
eigenen Interessen fördern. Die wich-
tigsten Forderungen angesichts der 
gegenwärtigen Krise sind soziale und 
politische Forderungen: 
• Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stun-
den bei vollem Lohnausgleich: Um 
Entlassungen zu vermeiden und den 
Produktivitätsfortschritt für die Ver-
besserung der sozialen Verhältnisse 
zu nutzen. 
• Gesetzlicher Mindestlohn von mind. 
10 € brutto. 
• Weg mit Hartz IV, das erheblichen 
Druck auf die Löhne ausübt.
• Ausdehnung der Bezugsdauer des 
Arbeitslosengeldes auf mind. fünf 
Jahre.
• Rente mit 60. 
Auch wenn dies alles gegen den 
heftigen Widerstand des Kapitals 
durchgesetzt würde, wäre damit noch 
immer kein solidarisches Verhältnis 
zwischen Arbeit und Kapital gegeben, 
die Ware Arbeitskraft würde sich nur 
besser verkaufen. 
Zugleich gilt es der Arbeiterklasse zu 
vermitteln, dass diese Forderungen 
ohne den (politischen) Streik illuso-
risch bleiben und nur der Kampf und 
nicht Wahlen in der Lage sind, diese 
Forderungen umzusetzen.  
Neben diesen zentralen ökonomi-
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schen Forderungen müssen Kommu-
nistInnen gerade in der Krise auch 
den politischen Kampf führen. Diese 
Krise wird eben nicht nur die Arbeits-
losigkeit steigen lassen, die Arbeits-
bedingungen verschlechtern und eine 
neue große Runde des Sozial- und 
Bildungsabbaus einläuten (Agenda 
2020). Die verschärfte Konkurrenz 
auf dem Weltmarkt infolge der Krise 
steigert auch die Gefahr neuer impe-
rialistischer Kriege. Damit einher geht 
– abgeleitet aus den Entwicklungsbe-
dingungen des Imperialismus – auch 
weiterer Abbau der Demokratie und 
eine Steigerung der staatlichen Re-
pression (Bundeswehr im Inneren). 
Nicht zuletzt spitzt sich in dieser Kri-
se auch die Umwelt- und Klimakrise 
weiter zu, die mittelfristig ebenfalls die 
Existenzbedingungen der Menschheit 
gefährdet. 
KommunistInnen müssen sich da-
durch auszeichnen, den Menschen 
diese Zusammenhänge aufzuzeigen 
und einen umfassenden politischen 
und ökonomischen Kampf zu organi-
sieren.

Besonders betroffen: Jugendliche

Für Jüngere und Ältere ist das Risi-
ko des Jobverlustes in der Krise be-
sonders hoch. Die Arbeitslosigkeit bei 
den unter 25-Jährigen und den über 
55-Jährigen stieg im Mai mehr als 
dreimal so stark wie die Erwerbslosig-
keit insgesamt, wie aus einer Studie 
des DGB (7) hervorgeht.
Bei den 15- bis 24-Jährigen nahm 
die Zahl der jobsuchenden Männer 
um 26,4 Prozent zu, bei den Frauen 
um 2,8 Prozent. Die Jüngeren verlie-
ren ihren Job, weil sie oft nur befris-
tet oder in Leiharbeit beschäftigt sind 
und ihre Verträge auslaufen. Oftmals 
müssen die betroffenen Jugendlichen 
Hartz-IV-Leistungen beantragen, weil 
sie etwa wegen zu kurzer Beschäfti-
gungsdauer keinen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld haben. Auch die Zahl 
der Ausbildungsplätze geht in der Kri-
se zurück: Derzeit zeichnet sich ab, 
dass das Lehrstellen-Angebot im Ver-
gleich zum Vorjahr um 50.000 Aus-
bildungsplätze zurückgehen könnte. 
Bei dem Versuch, die Krisenlasten 
auf die Arbeiterklasse abzuwälzen, ist 
zudem ein verschärfter Bildungsab-
bau abzusehen. Kurz: Die arbeitende 
und lernende Jugend erwartet eine 
dramatische Verschlechterung ihrer 
Lebensverhältnisse. 
In dieser Situation kommt es für uns 

darauf an, konsequent die Interessen 
der arbeitenden und lernenden Ju-
gend zu vertreten und einen Zusam-
menhang zwischen ihrer Lage und der 
kapitalistischen Krise herzustellen. 
Betrieblich muss es verstärkt um den 
Erhalt der Ausbildungsplätze und um 
die Übernahme nach der Ausbildung 
gehen. Und die Ausbildungsplatzab-
gabe ist in der Krise für die Arbeiterju-
gend sogar noch wichtiger als zuvor.

Nur der Sozialismus kann das Kri-
senchaos überwinden!

Die oben genannten konkreten 
Kampflosungen sind wichtig. Doch 
unsere Agitation muss außerdem 
klar sagen, dass nur eine sozialisti-
sche Gesellschaftsordnung eine Ge-
sellschaft ohne Krisen sein kann. Ja, 
es ist heute unbedingt nötig - neben 
Forderungen gegen die Abwälzung 
der Krise auf die Arbeiterklasse - die 
sozialistische Perspektive aufzuzei-
gen. Nur mit der Perspektive einer 
anderen Gesellschaft sind die augen-
blicklichen Abwehrkämpfe überhaupt 
wirklich konsequent zu eröffnen und 
durchzuhalten. Wegen ihres fehlen-
den Widerspruchs zum kapitalisti-
schen System und der Angst vor der 
Zuspit--zung können Menschen, die 
die nicht sehen, dass ihre Interessen 
im fundamentalen Widerspruch zum 
Kapitalismus stehen, selbst die Ta-
geskämpfe nicht in aller Konsequenz 
führen. Es gibt keinen besseren Zeit-
punkt, Propaganda für die Notwendig-
keit und Machbarkeit des Sozialismus 
zu betreiben als jetzt – wo der Mehr-
heit der Menschen das Versagen des 
Kapitalismus vor Augen geführt wird. 
„Auf der Basis dieser asozialen kapita-
listischen Wirtschaft gibt es keine Lö-
sung für die Probleme, die sie erzeugt. 
(…) Die Produzenten des Reichtums 
müssten auch die Eigentümer ihrer 
Produktionsbedingungen sein, um zu 
ermöglichen, dass der von ihnen er-
arbeitete Reichtum für die maximale 
Entfaltung ihrer Bedürfnisse verwen-
det wird und nicht in Krisen vernichtet 
und in Spekulation verjubelt wird. Wir 
leben in einer Wirtschaftsordnung, in 
der die Menschen die wirtschaftlichen 
Abläufe nicht unter Kontrolle haben 
(denn keiner will doch Krisen), son-
dern in der sie durch die Produkte ih-
rer eigenen Arbeit beherrscht werden. 
Sie werden beherrscht durch sachli-
che, ökonomische Gesetze, die wie 
Naturgesetze wirken, aber natürlich 
von Menschen gemacht und damit 

nicht ewig gelten müssen.
Erst wenn Menschen nicht mehr von 
den Naturgewalten der Kapitalakku-
mulation beherrscht werden, kann 
man davon sprechen, dass Zeiten an-
gebrochen sind, in denen statt Abhän-
gigkeit Freiheit und statt Demütigung 
Menschenwürde Einzug gehalten 
haben, Zeiten, die sich dadurch aus-
zeichnen, dass die maximale Entwick-
lung des Potentials aller Menschen 
der einzige Zweck menschlicher Tä-
tigkeit geworden ist“ (8).  
 
(1) DGB Bundesvorstand, Das Spiel 
ist aus. Ursachen und Wege aus der 
Finanzkrise, 2009.
(2) Sahra Wagenknecht: Doppelte 
Enteignung, jW 15.10.2008.
(3) Karl Marx, Kritik des Gothaer Pro-
gramms, MEW 19, S. 22.
(4) Karl Marx, Das Kapital Bd. I, S. 
675.
(5) Karl Marx, Kritik des Gothaer Pro-
gramms, a.a.O.
(6) Rainer Roth, Solidarische Gesell-
schaft auf der Basis der Kapitalver-
wertung – Alternative zu Finanz- und 
Wirtschaftskrise?
(7) DGB Bundesvorstand, Krise trifft 
Junge und Ältere besonders hart, Juli 
2009.
(8) Rainer Roth, a.a.O.

Arbeitsfragen

Benennt die Widersprüche, die 
sich bei der Forderung nach 
Verstaatlichung von Betrieben 
einstellen können.
Was kennzeichnet die Unzu-
länglichkeiten der Forderungen 
nach Konjunkturprogramm und 
Umverteilung von oben nach 
unten?
Die Krise verschärft die Wider-
sprüche und lässt insbesondere 
eine dramatische Verschlech-
terung der Lebensverhältnisse 
der Arbeiterjugend erwarten. 
Welche speziellen Forderungen 
sollten wir daher erheben?
Letztlich reicht es jedoch nicht 
aus, nur Verbesserungen in-
nerhalb des Kapitalismus zu 
fordern und umzusetzen. Not-
wendig ist die Beseitigung des 
Kapitalismus und der Aufbau 
des Sozialismus. Warum?
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Akkumulation:  von lat. Ac-
cumulatio, „Aufhäufen“ in der 
Regel von Reichtümern.  Im 
ökonomischen Sinne meint 
A. allgemein die Bildung und 
Verwendung eines Teils des 
gesellschaftlichen Gesamtpro-
dukts zu dem Zweck, die stän-
dige Erweiterung und Vervoll-
kommnung der Produktion zu 
sichern. Im Kapitalismus ist die 
A. des Kapitals die spezifische 
Form der erweiterten Repro-
duktion, ist sie die „Anwendung 
von Mehrwert als Kapital oder 
Rückverwandlung von Mehr-
wert in Kapital“. (Marx, MEW, 
23, S. 605) Die A. des Kapi-
tals führt objektiv zur Konzen-
tration und Zentralisation des 
Kapitals und der Produktion. 
Der A.prozess im Kapitalismus 
schafft die objektiven Bedin-
gungen für die Beseitigung des 
Privateigentums an Produkti-
onsmitteln zugunsten eines ge-
sellschaftlichen, sozialistischen 
Eigentums.

Profit: von lat. Profectus, „Fort-
gang, Zunahme, Vorteil“.  P. 
ist die verwandelte Form des 
Mehrwerts, dessen Erschei-
nungsform an der Oberfläche 
der kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisse. Seinem We-
sen nach ist der P. Mehrwert, 
Produkt der Mehrarbeit der Ar-
beiter.  Die Kapitalisten messen 
die Verwertung ihres Kapitals 
nicht durch den Vergleich der 
absoluten Größe des P., son-
dern durch dessen relative 
Größe, d.h. durch sein Verhält-
nis zum vorgeschossenen Ka-
pital: ( mc+v ) (Mehrwert (m), 
verbrauchte Produktionsmittel 
oder konstantes Kapital (c), 
Arbeitskraft oder variables Ka-
pital (v)) Dieses Verhältnis ist 

die Profitrate im Unterschied 
zur Mehrwertrate ( mv ) Die 
P.rateist der Verwertungsgrad 
des Kapitals; sie ist stets klei-
ner als die Mehrwertrate.  Der 
durch die Konkurrenz beding-
te Kampf der einzelnen Kapi-
talisten um eine höhere P.rate 
zwingt diese, modernere Ma-
schinen, Anlagen, Arbeitsver-
fahren usw. anzuwenden. Das 
führt dazu, daß in der (organi-
schen) Zusammensetzung des 
Kapitals aus c und v der Anteil 
von c beständig wächst. Weil 
aber nur die Arbeitskraft, also v 
in der Lage ist, Mehrwert (m) zu 
schaffen, sinkt damit die P.rate 
zumindest tendenziell. Dieser 
Tendenz des Sinkens der P.rate 
versuchen die Kapitalisten mit 
verschärften Ausbeutungsme-
thoden (Lohnsenkung, Erhö-
hung der Intensität der Arbeit 
usw.) entgegenzuwirken.

Überproduktion/Unterkon-
sumtion: bilden zwei Seiten 
derselben Medaille.  Jede 
Überproduktion ist zugleich 
Unterkonsumtion und umge-
kehrt. Sie sind gleichermaßen 
Ausdruck der periodisch wie-
derkehrenden Krise, die durch 
die kapitalistische Akkumulati-
on selbst bedingt ist. Im Kapi-
talismus herrscht Anarchie der 
gesellschaftlichen Produktion. 
Jeder einzelne Kapitalist strebt 
in Konkurrenz zu andern Kapi-
talisten danach, möglichst viele 
Waren zu produzieren und zu 
verkaufen, um einen möglichst 
hohen Profit zu erzielen. Ande-
rerseits streben die Kapitalisten 
wegen ihres Zwangs zur Profit-
maximierung auch dahin, den 
Preis der Arbeitskräfte, also der 
potentiellen Käufer ihrer Waren, 
möglichst niedrig zu halten und 
zu drücken. In der Konsequenz 
bedeutet dies, dass die produ-
zierten Güter aus Mangel an 

realen Käufern nicht mehr zur 
Gänze abgesetzt werden kön-
nen. Der britische Sozialliberale 
John Atkinson Hobson (1858-
1940) entwickelte die Unterkon-
sumtionstheorie, wonach das 
Entstehen von Wirtschaftskri-
sen aus einer unzureichenden 
Nachfrage nach Konsumgütern 
zu erklären ist und vermöge 
der Stärkung der Massenkauf-
kraft durch Lohnerhöhungen 
bekämpft werden kann. Die-
se Theorie spielt auch in einer 
„linken“ Auslegung der Theori-
en von John Maynard Keynes 
(1883-1946) eine Rolle. Sie un-
terstellt fälschlicherweise, daß 
durch Kaufkrafterhöhung der 
krisenhafte Charakter der ka-
pitalistischen Produktionsweise 
dauerhaft beseitigt werden kön-
ne und ist damit das klassische 
theoretische Rüstzeug sozial-
demokratischer bzw. gewerk-
schaftlicher Reformansätze 
und –forderungen. Nicht zuletzt 
deshalb, weil sie mit der Marx-
schen These vom tendenziellen 
Fall der Profitrate unvereinbar 
ist, verkennt sie die tatsächli-
chen Gesetzmäßigkeiten des 
Kapitalismus und verbreitet die 
Illusion, daßKrisen und Wider-
sprüche innerhalb des Kapita-
lismus lösbar sind.   
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